
71.

Verordnung der Steiermärkischen Landes-
regierung vom  3. Juni 2002 über die Erklärung
des Altausseer Sees zum Naturschutzgebiet

Auf Grund des § 5 des Steiermärkischen Natur-
schutzgesetzes 1976, LGBl. Nr. 65 i. d. g. F. LGBl.
Nr. 35/2000, wird die Verordnung der Steier-
märkischen Landesregierung vom 27. Mai 1991 über
die Erklärung des Altausseer Sees zum Naturschutz-
gebiet, LGBl. Nr. 38/1991, wie folgt geändert:

§ 1

(1) Der in der Gemeinde Altaussee im politischen
Bezirk Liezen gelegene Altausseer See und seine
Uferbereiche einschließlich der Fischerer-Felder und
der Seewiese werden zum Zwecke der Sicherung ihrer
ökologischen Funktionen und zur Erhaltung der natur-
räumlichen und landschaftlichen Qualität in dem in
den Anlagen (Anlage 1: gesamtes Schutzgebiet, An-
lage 2: Detailplan „Fischerer-Felder“) festgelegten
Ausmaß zum Naturschutzgebiet erklärt. Es erhält die
Nr. III.

(2) Die Anlagen bilden einen Bestandteil der Ver-
ordnung.

§ 2

Im Naturschutzgebiet sind nachstehende Handlun-
gen verboten:

a) das Errichten oder die wesentliche Veränderung
von Bauten;

b) das Errichten oder Aufstellen sonstiger Anlagen
aller Art;

c) die Veränderung von Gestalt und Beschaffenheit
des Geländes und Bodens;

d) die Veränderung des Wasserhaushaltes oder der
Wassergüte;

e) die Entnahme oder Schädigung von Pflanzen oder
Pflanzenteilen, ausgenommen die Freihaltung
von Steigen und Wegen, die Beweidung und
Mahd sowie im Zuge von forstlichen Pflege- und
Nutzungsarbeiten;

f) die forstliche Nutzung außer der Entnahme ab-
sterbender oder abgestorbener Bäume;

g) die Vornahme von Aufschüttungen oder Lagerun-
gen aller Art, ausgenommen land- und forstwirt-
schaftlicher Produkte im Rahmen zugelassener
Tätigkeiten;

h) das Ablagern oder Zurücklassen von Abfällen aller
Art;

i) das Überfliegen des Gebietes mit Motorflugzeugen
unter 3500 Meter Seehöhe, ausgenommen Flüge
des öffentlichen Dienstes und Rettungsflüge;

j) das Zelten oder Biwakieren;

k) jede Art von Lärmerzeugung, ausgenommen un-
vermeidbare, im Rahmen zugelassener Tätig-
keiten;

l) das Abbrennen von (Lager-)Feuern;

m) die Aufsuche und Aneignung von Mineralien und
Fossilien.

§ 3

(1) Ausnahmen von den im § 2 lit. c bis m genannten
Verboten können von der Landesregierung bewilligt
werden, wenn der Eingriff dem Zweck des Schutzes
nicht widerspricht.
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(2) Ausnahmen vom Verbot nach § 2 lit. a sind nicht
zulässig, ausgenommen die Erneuerung bestehender
Bauwerke in ihrem bisherigen Umfang oder die Er-
richtung von untergeordneten Bauten auf Grund-
stücken mit Wohnhäusern der Fischerer-Felder, wenn
der Eingriff dem Zweck des Schutzes nicht wider-
spricht.

(3) Ausnahmen vom Verbot nach § 2 lit.b sind nicht
zulässig, ausgenommen für Anlagen im Rahmen von
öffentlichen Veranstaltungen oder für öffentliche
Zwecke.

Für die Steiermärkische Landesregierung:
Landeshauptmann Waltraud  K l a s n i c

72.

Verordnung der Steiermärkischen Landes-
regierung vom 1. Juli 2002 über ein Organisa-
tionsstatut für Heilpädagogische Kindergärten

und Heilpädagogische Horte

Auf Grund des § 47 Abs. 6 des Steiermärkischen
Kinderbetreuungsgesetzes, LGBl. Nr. 22/2000, wird
verordnet:

§ 1
Anwendungsbereich

Diese Verordnung gilt für alle im § 47 Abs. 1 Steier-
märkisches Kinderbetreuungsgesetz, LGBl. Nr. 22/
2000, geregelten Organisationsformen der Heil-
pädagogischen Kindergärten und Heilpädagogischen
Horte.

§ 2
Aufnahme der Kinder

(1) Bei der Anmeldung von Kindern mit besonderen
Erziehungsansprüchen sowie von Mitbetreuungs-
kindern durch die Erziehungsberechtigten sind unter
Beiziehung dieser Kinder von der Leiterin der Heil-
pädagogischen Kindergärten und Heilpädagogischen
Horte Aufnahme- und Beratungsgespräche zu führen.
Auf der Grundlage dieser Gespräche hat die Leiterin
mit dem jeweiligen ärztlichen, psychologischen und
therapeutischen Fachpersonal Rücksprache über eine
mögliche Aufnahme aus der Sicht des Betreuungs-
personals zu halten.

(2) Voraussetzung für die Aufnahme ist die Zumut-
barkeit des Besuches einer der Organisationsformen
sowohl für das Kind als auch für das Betreuungs-
personal sowie das Vorhandensein eines Platzes in
einer bewilligten Gruppe der jeweiligen Organisa-
tionsform. Bei Kindern mit besonderen Erziehungs-
ansprüchen darüber hinaus die Vorlage eines rechts-
kräftigen Bescheides nach dem Steiermärkischen Be-
hindertengesetz.

(3) Die Entscheidung über die Aufnahme von
Kindern mit besonderen Erziehungsansprüchen sowie
von Mitbetreuungskindern hat der Erhalter nach
Anhörung der Leiterin zu treffen.

(4) Für die Aufnahme von Kindern ohne besondere
Erziehungsansprüche in Integrationsgruppen gelten
weiterhin die Bestimmungen des Steiermärkischen
Kinderbetreuungsgesetzes, LGBl. Nr. 22/2000.

§ 3

Übertritt von Kindern während des Betriebsjahres

Der Übertritt eines Kindes von einer Organisations-
form in eine andere der Heilpädagogischen Kinder-
gärten und Heilpädagogischen Horte ist auch
während des Betriebsjahres grundsätzlich möglich. Da
es sich dabei um einen Austritt aus, insbesondere aber
um einen Neueintritt in eine Gruppe der Organisa-
tionsformen handelt, sind die Bestimmungen be-
treffend der Aufnahme der Kinder im Sinne des § 2
dieser Verordnung zu erfüllen.

§ 4

Betreuungspersonal in den Organisationsformen

(1)  Das Betreuungspersonal besteht 

a) in der Kooperativen- und in der Integrations-
gruppe aus dem pädagogischen Fachpersonal in
Form einer vollbeschäftigten Sonderkindergarten-
pädagogin bzw. Sondererzieherin an Horten, einer
weiteren vollbeschäftigten (Sonder-)Kindergarten-
pädagogin bzw. (Sonder-)Erzieherin an Horten,
einer ebenfalls während der gesamten Öffnungs-
zeit anwesenden Kinderbetreuerin aus dem Stand
des pädagogischen Hilfspersonals und aus dem
ärztlichen, psychologischen sowie therapeutischen
Fachpersonal.

b) in der Integrativen Zusatzbetreuung aus dem
pädagogischen Fachpersonal in Form einer voll-
beschäftigten Sonderkindergartenpädagogin sowie
dem ärztlichen, psychologischen und therapeuti-
schen Fachpersonal.

(2) Sofern Sonderkindergartenpädagoginnen bzw.
Sondererzieherinnen an Horten nicht zur Verfügung
stehen, kann der Erhalter mit Bewilligung der Steier-
märkischen Landesregierung Kindergartenpädago-
ginnen bzw. Erzieherinnen an Horten ohne Sonder-
ausbildung befristet verwenden. Weiters kann der Er-
halter mit Bewilligung der Steiermärkischen Landes-
regierung, sofern Sonderkindergartenpädagoginnen
bzw. Sondererzieherinnen an Horten nicht verpflichtet
werden können, Kindergartenpädagoginnen bzw.
Erzieherinnen an Horten mit einer zusätzlichen Aus-
bildung zur diplomierten Sozialpädagogin, mit dem
Schwerpunkt ihrer Ausbildung auf Sonderpädagogik,
unbefristet verwenden.

§ 5

Ärztliches, psychologisches und therapeutisches
Fachpersonal

(1) In den Heilpädagogischen Kindergärten bzw.
Heilpädagogischen Horten bilden die für die Diagnos-
tik und Behandlung der Kinder erforderlichen Ärzte
bzw. Fachärzte das ärztliche Fachpersonal. Psycholo-
gen mit Berechtigung als klinischer und/oder Gesund-
heitspsychologe bzw. mit zusätzlicher Ausbildung zum
Psychotherapeuten stellen das psychologische Fach-
personal. Das therapeutische Fachpersonal setzt sich
aus Logopäden, Physiotherapeuten, Ergotherapeuten,
Sprachheillehrer sowie Mototherapeuten zusammen.

(2)  Nach Abklärung des Bedarfes an ärztlichen und
therapeutischen Maßnahmen der in den einzelnen
Organisationsformen zu betreuenden Kinder ist das
unter Abs. 1 aufgezählte ärztliche und therapeutische
Fachpersonal auszuwählen.
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§ 6
Beschäftigungsausmaß des ärztlichen, psychologi-
schen und therapeutischen Fachpersonals in den

Organisationsformen

(1)  Pro kooperativer Gruppe sowie pro Integra-
tionsgruppe stehen
a) für Tätigkeiten des ärztlichen Fachpersonals insge-

samt 6 Stunden im Monat zur Verfügung;
b) für Tätigkeiten des psychologischen Fachpersonals

insgesamt 6 Stunden pro Woche zur Verfügung;
c) für Tätigkeiten des therapeutischen Fachpersonals

insgesamt 10 Stunden pro Woche zur Verfügung.

(2) Pro Team der Integrativen Zusatzbetreuung
stehen
a) für Tätigkeiten des ärztlichen Fachpersonals insge-

samt 6 Stunden monatlich zur Verfügung;
b) für Tätigkeiten des psychologischen Fachpersonals

insgesamt 10 Stunden pro Woche zur Verfügung;
c) für Tätigkeiten des therapeutischen Fachpersonals

insgesamt 15 Stunden pro Woche zur Verfügung.

§ 7
Aufgaben des Betreuungspersonals

(1) Das Betreuungspersonal hat die den Heilpädago-
gischen Kindergarten und Heilpädagogischen Hort
besuchenden Kinder in ihrer Ganzheit wahrzuneh-
men, sie zu begleiten, zu unterstützen und zu fördern.
Zum Wohle der zu betreuenden Kinder haben sie nach
medizinischen und wissenschaftlichen Erkenntnissen
der Heil- und Sonderpädagogik zu arbeiten.

(2) Das Betreuungspersonal hat für seinen Gebrauch
Verlaufsdokumentationen für jedes der zu betreuen-
den Kinder zu führen und jeweils am Ende eines
Betriebsjahres Betreuungsberichte an die zuständige
Bezirksverwaltungsbehörde und die Steiermärkische
Landesregierung zu erstatten.

(3) Das ärztliche, psychologische und therapeutische
Fachpersonal der Teams der Integrativen Zusatz-
betreuung hat darüber hinaus umgehend nach Beginn
des Betriebsjahres Einsatzpläne bei der Leiterin der
Heilpädagogischen Kindergärten zu hinterlegen und
etwaige Änderungen der Einsatzpläne dieser auch so
rasch wie möglich bekannt zu geben. Die Leiterin
hat die Einsatzpläne der Steiermärkischen Landes-
regierung vorzulegen.

(4) Das ärztliche, psychologische und therapeutische
Fachpersonal der Teams der Integrativen Zusatz-
betreuung hat zum Nachweis seiner Tätigkeit Arbeits-
zeitenbestätigungen bei der gruppenführenden Kin-
dergartenpädagogin des jeweiligen Kindergartens
einzuholen und diese der Leiterin des Heilpädagogi-
schen Kindergartens zu übergeben.

§ 8
Besondere Aufgaben des Betreuungspersonals

Die Zusammenarbeit aller Fachdisziplinen ist die
Voraussetzung für eine gedeihliche Arbeit in den Heil-
pädagogischen Kindergärten und Heilpädagogischen
Horten. Daher hat zur Wahrung und Förderung des
Wohles und der Entwicklung der Kinder das gesamte
Betreuungspersonal je Gruppe jeweils 2 Stunden im
Monat zur interdisziplinären Zusammenarbeit zu-
sammenzutreffen. Auf der Grundlage der ärztlichen
und psychologischen Diagnosen hat es Förder- und
Therapiepläne zu erstellen und diese in regelmäßigen

Zeitabständen zu überprüfen und gegebenenfalls zu
ändern oder zu ergänzen. Die Eltern der behinderten
und von Behinderung bedrohten Kinder sind über
den Betreuungsverlauf zu informieren und weit
gehend in die Arbeit einzubeziehen. Diese Treffen
haben für das pädagogische Fachpersonal während
der Vorbereitungszeit stattzufinden.

§ 9
Verpflegung der Kinder

Für die Kinder in den Kooperativen- und den Inte-
grationsgruppen der Heilpädagogischen Kindergärten
bzw. Heilpädagogischen Horte ist die Möglichkeit der
Verpflegung, insbesondere die Verabreichung eines
warmen Mittagessens vom Kindergarten- bzw. Hort-
erhalter sicherzustellen.

§ 10
Finanzierung

(1) Die Einnahmen der Heilpädagogischen Kinder-
gärten und Heilpädagogischen Horte setzen sich aus
a) dem pauschalierten monatlichen Personalförde-

rungsbeitrag und etwaigen Zusatzbeträgen gemäß
§ 1 des Steiermärkischen Kinderbetreuungsförde-
rungsgesetzes, LGBl. Nr. 23/2000, i. d. g. F.,

b) der Landes-Kinderbetreuungsbeihilfe gemäß § 15
in Verbindung mit § 17 Abs. 5 Steiermärkisches
Kinderbetreuungsförderungsgesetz, LGBl. Nr. 23/
2000, i. d. g. F., welche direkt an den Erhalter der
Heilpädagogischen Kindergärten und Heilpädago-
gischen Horte überwiesen wird,

c) den durch die Erhalter eingehobenen Eltern-
beiträgen, welche möglichst in der Höhe des Er-
höhungsbetrages für erheblich behinderte Kinder
nach dem Familienlastenausgleichsgesetz, BGBl.
Nr. 376/1967, i. d. F. BGBl. Nr. 68/2001, liegen
sowie

d) den variablen Leistungen nach dem Steiermärki-
schen Behindertengesetz, LGBl. Nr. 316/1964,
i. d. g. F. bzw. nach den jeweils Bezug habenden
Verordnungen der Steiermärkischen Landesregie-
rung.

(2) In der Integrationsgruppe sowie in der Integra-
tiven Zusatzbetreuung kann bei einem begründeten
Erfordernis von Mehrleistungen des Fachpersonals,
wie insbesondere bei schweren Behinderungen der zu
betreuenden Kinder, ein Zusatzbetrag über Antrag des
Erhalters beim Amt der Steiermärkischen Landes-
regierung zuerkannt werden.

§ 11
Geschlechtsspezifische Bezeichnungen

Alle Personenbezeichnungen, die in dieser Verord-
nung sprachlich in der weiblichen Form verwendet
werden, gelten sinngemäß auch in der männlichen
Form und umgekehrt.

§ 12
Schlussbestimmung

Diese Verordnung tritt mit dem der Kundmachung
folgenden Monatsersten, das ist der 1. August 2002, in
Kraft.

Für die Steiermärkische Landesregierung:
Landeshauptmann Waltraud  K l a s n i c



73.

Verordnung der Steiermärkischen Landes-
regierung vom 1. Juli 2002, mit der die Ver-
ordnung über die Voraussetzungen zur Er-
teilung einer Bewilligung für den Betrieb
von Krabbelstuben, Kinderkrippen und
sonstigen Betreuungseinrichtungen geändert

wird

Auf Grund der §§ 3, 4, 5, 13, 14, 15, 16, 17, 24,
34, 35, 36, 37 und 38 des Steiermärkischen Kinder-
betreuungsgesetzes, LGBl. Nr. 22/2000, wird ver-
ordnet:

Die Verordnung der Steiermärkischen Landes-
regierung über die Voraussetzungen zur Erteilung
einer Bewilligung für den Betrieb von Krabbel-
stuben, Kinderkrippen und sonstigen Betreuungs-
einrichtungen, LGBl. Nr. 60/1992, wird wie folgt ge-
ändert:

§ 13 wird folgender § 14 angefügt:

„§ 14

Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 24. Juli 2002
außer Kraft.“

Für die Steiermärkische Landesregierung:
Landeshauptmann Waltraud  K l a s n i c

74.

Verordnung der Steiermärkischen Landes-
regierung vom 1. Juli 2002, mit der die Verord-
nung betreffend Richtlinien für die Durch-
führung der Förderungen von Maßnahmen der

Abwasserentsorgung geändert wird

Auf Grund des § 7 a Abs. 2 des Kanalgesetzes 1988,
LGBl. Nr. 79/1988, zuletzt in der Fassung des Gesetzes
LGBl. Nr. 82/1998, wird verordnet:

Die Verordnung der Steiermärkischen Landes-
regierung, mit der Richtlinien für die Durchführung
der Förderungen von Maßnahmen der Abwasserent-
sorgung erlassen werden, LGBl. Nr. 50/2002, wird
geändert wie folgt:
1. Anstelle der im ANHANG unter Punkt 6. lit. b ent-

haltenen Verweisung „§ 8 Abs. 2“ tritt die Ver-
weisung „§ 8 Abs. 1 Z. 2“.

2. Anstelle der im ANHANG unter Punkt 6. lit. c ent-
haltenen Verweisung „§ 8 Abs. 3“ tritt die Ver-
weisung „§ 8 Abs. 1 Z. 3“.

3. Nach § 2 wird folgender § 3 angefügt:

„§ 3
Inkrafttreten von Novellen

Die Änderungen der Punkte 6 lit. b und 6 lit. c im
Anhang durch die Novelle LGBl. Nr. 74/2002 treten
mit dem der Kundmachung folgenden Tag, das ist
der 25. Juli 2002, in Kraft.“

Für die Steiermärkische Landesregierung:
Landeshauptmann Waltraud  K l a s n i c
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